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Angehörige der Gesundheitsberufe 
müssen sich ab Juli 2018 registrieren. 
Dies ist eine Voraussetzung für die Be-
rufsausübung.

Betroffene Gesundheitsberufe
Angehörige der Gesundheits- und Kran-
kenpflege sowie der gehobenen medizi-
nisch-technischen Dienste werden regis-
triert. Das sind folgende Berufsgruppen:

●● Biomedizinische/r AnalytikerIn
●● Diätologin und Diätologe
●● Diplomierte Gesundheits- und Kran-

kenpflegerIn
●● ErgotherapeutIn
●● Logopädin bzw. Logopäde
●● OrthoptistIn
●● PflegeassistentIn (inkl. Sozialbetreu-

ungsberufe)
●● PflegefachassistentIn
●● PhysiotherapeutIn
●● RadiologietechnologIn

Ärzte und Zahnärzte sind bei der Ärzte- 
bzw. Zahnärztekammer erfasst.

Register der Gesundheitsberufe
Zuständige Registrierungsbehörden sind 
die Arbeiterkammer (für Dienstverhält-
nisse und AK-Mitglieder) und die Ge-
sundheit Österreich GmbH (für überwie-
gend freiberuflich Tätige).

Eintragungsfristen
●● Berufstätige: Wenn Sie am 1. Juli 2018 

bereits in einem Gesundheitsberuf 
tätig sind, müssen Sie sich zwischen 
dem 1. Juli 2018 und 30. Juni 2019 
registrieren lassen und dürfen inzwi-
schen weiterarbeiten.

●● BerufseinsteigerInnen: Wenn Sie nach 
dem 1. Juli 2018 ihren Gesundheitsbe-
ruf erstmalig oder nach einer Unter-
brechung wieder aufnehmen, müssen 
Sie sich bereits vor der Erwerbstätig-
keit registrieren lassen.

Gesundheitsberufe sind 
jetzt im Register

Krankenpfleger und andere  
in einem Gesundheitsberuf 

Tätige müssen sich jetzt  
registrieren.

Seit 25. Mai gilt nun die EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) 
und theoretisch sollte man seine 
Hausaufgaben bereits gemacht ha-
ben. Doch Hand aufs Herz: Ist bei 
Ihnen bereits alles DSGVO-konform? 
Wer sich noch nicht so ganz raus-
sieht, findet auf Seite 8 einen DS-
GVO-Leitfaden. Außerdem wird bei 
Verstößen zuerst einmal gemahnt 
und dann erst gestraft. Die Info 
dazu finden Sie auf Seite 2.

Zur Welt abseits des Datenschutzes: 
Ab 1. Juli gilt das neue Erwachse-
nenschutzrecht, das die Sachwal-
terschaft modernisiert. Und ab Juli 
müssen sich die Gesundheitsberufe 
mit Ausnahme der Ärzte ebenfalls 
in ein Register eintragen lassen.
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Das neue Erwachsenenschutzrecht tritt 
mit 1. Juli 2018 in Kraft. Aus „Sachwal-
tern“ werden „Erwachsenenvertreter“.

Der alten Sachwalterschaft wurde vor-
geworfen, dass die „Verlässlichkeit des 
Geschäftsverkehrs“ und nicht die Inte-
ressenslage des Betroffenen im Mittel-
punkt stand. Es wurde oft sehr früh ein 
Sachwalter bestellt, ohne sich mit der 
betroffenen Person beschäftigt zu haben. 
Daher stieg auch die Anzahl von 2003 bis 
2015 von rund 30.000 auf rund 60.000 
Sachwalterschaften an.

Das neue Erwachsenenschutzgesetz 
stellt den betroffenen Menschen und sei-
ne Familie stärker in den Mittelpunkt. In 
Zukunft wird es vier mögliche Arten der 
Vertretung geben:

1. Säule: Vorsorgevollmacht: Kann auch 
bei Erwachsenenschutzvereinen er-
richtet werden, gilt unbefristet.

2. Säule: Gewählte Erwachsenenvertre-
tung (gewEV) – NEU: Auswahl einer 

Vertretungsperson trotz eingeschränk-
ter Handlungsfähigkeit im Bedarfsfall 
(Familie, Freunde).

3. Säule: Gesetzliche Erwachsenenver-
tretung (gesEV): Mehr Befugnisse als 
bisher, Ausweitung etwa auch auf 
Geschwister, Nichten, Neffen, auf drei 
Jahre befristet und mit gerichtlicher 
Kontrolle.

4. Säule: Gerichtliche Erwachsenenver-
tretung (gerEV): Nur für bestimmte 
Vertretungsbereiche, auf drei Jahre 
befristet, Handlungsfähigkeit bleibt 
grundsätzlich erhalten.

Interessant ist auch die Entstehungsge-
schichte des neuen Gesetzes: In die Neu-
gestaltung des Erwachsenenschutzes 
waren nämlich alle betroffenen Personen 
und Personengruppen durch regelmäßi-
gen Dialog über den langen Zeitraum von 
über zwei Jahren intensiv eingebunden.

Weitere Informationen und Vorlagen:
www.justiz.gv.at > Justiz > Erwachsenen-
schutz

Deregulierung
Jetzt wurden Entschärfungen be-
schlossen, die die Strafen mindern.

Sachwalterschaft neu
Aus Sachwaltern werden ab Mitte des Jahres 
Erwachsenenvertreter.

Erwachsenenschutz:
neues Recht
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E R W A C H S E N E N V E R T R E T E R

Für eine Sachwalter-
schaft muss man  
sich mit der be-
troffenen Person  
beschäftigen

DSGVO: Strafen 
abgefedert

Wie bekannt können Bestrafungen 
aufgrund der Verletzung von Da-
tenschutzbestimmungen drastisch 
ausfallen. 

Je nach Art der Gesetzesverletzung 
können bis zu 10 Mio. Euro oder bis zu 
2 % des Vorjahresumsatzes als Strafe 
verhängt werden, je nachdem, wel-
cher Betrag höher ist. Bei besonders 
schweren Verstößen sind bis zu 20 
Mio. Euro oder 4 % des Vorjahresum-
satzes vorgesehen. Zum Glück wur-
den mit dem „Datenschutz-Deregu-
lierungsgesetz“ noch Entschärfungen 
beschlossen. So soll es bei erstmali-
gen Verstößen zunächst nur Verwar-
nungen geben. Allerdings hat die 
Behörde schon durchblicken lassen, 
dass bei schwerwiegenden oder be-
sonders viele Menschen betreffenden 
Verstößen sehr wohl ohne vorherige 
Verwarnung gestraft werden wird.

Das Recht einer betroffenen Person, 
vom Datenverantwortlichen zu er-
fahren, welche persönlichen Daten 
zu welchem Zweck verwendet wer-
den, ist eines der zentralen Elemen-
te. Dieses Recht soll aber dann nicht 
greifen, wenn durch diese Auskunft 
ein Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nis gefährdet werden würde. Eine 
schwammige Formulierung …
Unternehmen sollten jedenfalls die 
Sache ernst nehmen: denn abseits 
behördlicher Strafen kann jeder Be-
troffene vom Unternehmen direkt 
Schadenersatz fordern, wenn seine 
Daten unbefugt verwendet werden. 

Aus Fachkreisen hört man, dass 
die Strafen wohl kaum weniger als 
1.000 € im Einzelfall betragen wer-
den. Ob es zu einer regelrechten 
Klagsflut durch findige Rechtsanwäl-
te kommen wird, bleibt abzuwarten.

D S G V O
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Die neue Regierung hat sich vorgenom-
men, alle steuerlichen Änderungen 
eines Jahres in nur einer Gesetzesände-
rung zu beschließen. Hier die wesentli-
chen geplanten Neuerungen:

Schon bisher galt, dass Dividenden von 
ausländischen Konzerntöchtern dann 
nicht in Österreich steuerbefreit sind, 
wenn die Tochtergesellschaft überwie-
gend Passiveinkünfte in Form von Zins- 
oder Lizenzeinkünften erzielt und ihren 
Sitz in einem Niedrigsteuerland hat.

Hinzurechnungsbesteuerung

In Zukunft soll es darüber hinaus eine 
Hinzurechnungsbesteuerung geben. 
Voraussetzung für die Anwendung ist, 
dass die österreichische Muttergesell-
schaft mehr als 50 % der Stimmrechte 

an der Auslandstochter besitzt oder An-
spruch auf mehr als 50 % der Gewinne 
hat oder dass es sich um eine auslän-
dische Betriebsstätte handelt. Weiters 
muss eine Niedrigbesteuerung vorliegen, 
d.h. die Steuerbelastung im Ausland be-
trägt nicht mehr als 12,5 %. Schließlich 
müssen die schädlichen Passiveinkünfte 
mindestens ein Drittel der Einkünfte der 
Tochtergesellschaft oder der Betriebs-
stätte umfassen. Als schädliche Pas-
siveinkünfte sollen in Zukunft gelten: 
Zins- und Lizenzeinkünfte (wie bisher), 
neuerdings aber auch Finanzierungslea-
sing, (konzerninterne) Tätigkeiten von 
Versicherungen und Banken sowie Ein-
künfte aus Abrechnungsunternehmen 
(Verkauf von Waren oder Erbringung 
von Dienstleistungen im Konzern ohne 
wirtschaftlichen Mehrwert). Die niedrig 
besteuerten Passiveinkünfte der aus-

ländischen Tochtergesellschaft oder der 
ausländischen Betriebsstätte werden bei 
Erfüllung der genannten Voraussetzun-
gen dem laufenden Gewinn der Mutter 
zugeschlagen! Eine Ausschüttung an die 
Muttergesellschaft ist nicht erforderlich. 
Zu klären bleibt sicher noch, wie diese 
ausländischen passiven Einkünfte er-
mittelt und berechnet werden. Geplant 
ist diese Verschärfung bereits für Wirt-
schaftsjahre, die nach dem 30. Septem-
ber 2018 beginnen.

Horizontal Monitoring

Etwas erfreulicher ist die Einführung ei-
nes „Horizontal Monitoring“. Damit soll 
es größeren Unternehmen ab einem 
Jahresumsatz von 40 Mio. Euro ermög-
licht werden, durch laufenden geregelten 
Austausch von Informationen mit der Fi-
nanzbehörde eine (stets im Nachhinein 
stattfindende) Abgabenprüfung zu ver-
hindern. Voraussetzung dafür ist unter 
anderem, dass das Unternehmen ein in-
ternes Steuerkontrollsystem implemen-
tiert. Dieses muss von einem Steuerbe-
rater oder Wirtschaftsprüfer regelmäßig 
überprüft werden. Im Testbetrieb wurde 
das System bei einer Reihe von Unterneh-
men bereits erfolgreich eingeführt.

Bürgschaft für Wohnungsmiete

Bürgschaftserklärungen sollen in Zukunft 
gebührenfrei werden, was insbesondere 
im Zusammenhang mit Wohnungsmiet-
verträgen von jungen Menschen eine 
wichtige Rolle spielen kann.

Umsatzsteuer

Im März wurde bereits beschlossen, dass 
die vor nicht allzu langer Zeit eingeführte 
erhöhte Umsatzsteuer von 13 % für Be-
herbergungsleistungen wieder auf 10 % 
gesenkt wird. Das gilt dann auch für den 
Vorsteuerabzug aus pauschalen Nächti-
gungsgeldern (dzt. 15 € pro Nacht). Gel-
ten soll dies erstmals für Umsätze, die 
nach dem 31. Oktober 2018 ausgeführt 
werden.  ●

Besteuerung von Dividenden
Für die erzielten Dividenden von Konzerntöchtern wird in Zukunft 
eine Hinzurechnungsbesteuerung angesetzt.

Jahressteuergesetz 
2018
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K O N Z E R N E

Die Einkünfte ausländischer 
Betriebsstätten werden 
in Zukunft ungünstiger 
besteuert
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Geldwäschestelle informieren
Für die Meldung von kriminellem Verhalten wie etwa Terrorismus-
finanzierung gibt es eine eigene Stelle beim Innenministerium.

U N T E R N E H M E N

Die Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung ist aufgrund 
der steigenden Anzahl terroristischer 
Anschläge brisant wie noch nie. Com-
pliance-Vorschriften, die neben Ban-
ken und Versicherungen auch andere 
Berufe betreffen, stehen im Fokus der 
Geldwäsche-Novelle 2017. 

Unternehmer sollten zum eigenen 
Schutz das Ziel verfolgen, Auffälligkeiten 
bei ihren Dienstleistungen zu erkennen 
und verbotene Geldflüsse durch Ver-
dachtsmeldungen zu stoppen.

Für folgende Unternehmen gelten be-
sondere Sorgfaltspflichten: Kasinos, 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Notare, 
Rechtsanwälte, (Bilanz)buchhalter, Im-
mobilienmakler, Unternehmensberater 
mit bestimmten Geschäften, Versiche-
rungsvermittler und Handelsgewerbe-
treibende wie beispielsweise Juweliere 
oder Antiquitätenhändler ab einem Bar-
umsatz von 10.000 €. Besondere Sorg-

faltspflicht gilt außerdem bei jedem 
Geldwäscheverdacht sowie bei auftre-
tendem Zweifel an der Echtheit oder An-
gemessenheit der Kundenidentifikation.

Die 4. Geldwäsche-Richtlinie der EU legt 
den Unternehmern folgende Pflichten auf:

 ● Führen Sie einen unternehmensinter-
nen Risikocheck durch. Vorlagen liefern 
die Kammern. 

 ● Identifizieren Sie jeden Kunden bereits 
vor Beginn der Geschäftsbeziehung 
mit einem amtlichen Lichtbildausweis, 
Urkundenvorlage bei juristischen Per-
sonen, Feststellung der Identität des 
wirtschaftlichen Eigentümers und ei-
ner Vollmacht sowie Identitätsfeststel-
lung bei Vertretung.

 ● Stellen Sie fest, ob Ihr Kunde eine poli-
tisch exponierte Person (PEP) ist.

 ● Bewerten Sie Art und Zweck der Ge-
schäftsbeziehung.

 ● Überprüfen Sie die Mittelherkunft auf 
Plausibilität.

Geldwäsche
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Wenn der Verdacht auf gewa-
schenes Geld besteht, muss 
dies zum eigenen Schutz 
gemeldet werden

 ● Überwachen Sie laufend die Transakti-
onen und Geschäftsbeziehungen.

 ● Bei Geschäftsbeziehungen mit poli-
tisch exponierten Personen bzw. bei 
Feststellung eines erhöhten Risikos 
laut Risikoüberprüfung gelten ver-
stärkte Sorgfaltspflichten.

 ● Bei Verdachtsfällen besteht jedenfalls 
Meldepflicht.

Geldwäsche ist ein Straftatbestand ge-
mäß Strafgesetzbuch. Sie setzt eine kri-
minelle Vortat – also eine Straftat – vor-
aus, aus der ein Vermögensvorteil erzielt 
wurde. Unter Vortat versteht man Straf-
taten mit einer Strafandrohung von mehr 
als einem Jahr Freiheitsstrafe. Beispiele 
dafür sind Wirtschaftskriminalität, Steu-
erhinterziehung, organisierte Kriminali-
tät wie Suchtmittelhandel und Terroris-
musfinanzierung.

Bei Kenntnis oder Verdacht, dass finan-
zielle Mittel unabhängig vom Betrag aus 
kriminellen Handlungen stammen oder 
mit Terrorismusfinanzierung in Verbin-
dung stehen, sind die oben genannten 
Unternehmer verpflichtet, dies bei der 
Geldwäschemeldestelle zu melden. Die 
Meldestelle ist beim Innenministerium 
angesiedelt. 

Bei Verstoß gegen die Geldwäsche-Com-
pliance drohen dem Unternehmer emp-
findliche Strafen bis in den Millionenbe-
reich.

Das Wirtschaftliche Eigentümer Regis-
tergesetz ist ebenfalls eine Maßnahme 
gemäß 4. EU-Geldwäsche-Richtlinie, um 
jene identifizieren zu können, die hinter 
den juristischen Personen stehen.  ●

Tipp:

Die jeweiligen Kammern und Inte-
ressensvertretungen bieten nützli-
che Checklisten und Musterformu-
lare. 
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F R A G E  &  A N T W O R T

In der Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) gibt es Verantwort-
liche und Auftragsverarbeiter. Ver-
antwortliche müssen sicherstellen 
und den Nachweis erbringen, dass 
die Datenverarbeitung entsprechend 
der DSGVO erfolgt. Wenn Verant-
wortliche mit Auftragsverarbeitern 
zusammenarbeiten, müssen sie 
einen Vertrag abschließen.

Verantwortlicher ist jemand, der über 
die Zwecke und Mittel der Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten 
entscheidet. Auftragsverarbeiter ist 
jemand, der die personenbezogenen 
Daten im Auftrag des Verantwortli-
chen bearbeitet.

Die Wirtschaftskammer gab als 
Beispiel für einen Auftragsverarbeiter 
die Steuerberaterin bzw. den Steuer-
berater an. Das führte zu vermehrten 
Nachfragen bei Klienten, wann denn 
ein Vertragsmuster für Auftrags-
verarbeiter käme. Die Kammer der 
Steuerberater und Wirtschaftsprü-
fer (KSW) vertritt den Standpunkt, 
dass Steuerberater Verantwortliche 
sind und keine Auftragsverarbeiter. 
Ein Rechtsgutachten bestätigt die 
Meinung: Steuerberater sind aufgrund 
ihres strengen Berufsrechtes wei-
sungsfrei  und somit Verantwortliche 
im Sinne der DSGVO.

Fazit: Sie bekommen von uns zwar kei-
nen zusätzlichen Vertrag für Auftrags-
verarbeiter, aber die Sicherheit, dass 
Ihre Daten mit großer Sorgfalt behan-
delt werden und ohne Ihre Zustim-
mung nicht nach außen gelangen.

Auftragsverar-
beiter-Vertrag 
mit meinem 
Steuerberater?

Bei der Realisierung von langfristi-
gen Projekten werden oft mehrere 
Teilbetragsrechnungen ausgestellt. 
Wichtig ist, dass diese Rechnungen 
umsatzsteuerlich korrekt ausgestellt 
werden, da ansonsten vom Finanz-
amt ein Säumniszuschlag in der 
Regel von 2 % verhängt wird.

Erhält ein Unternehmer bereits vor
Leistung einen Teil oder das gesamte 
umsatzsteuerpflichtige Entgelt,
hat der Unternehmer eine Anzah-
lungsrechnung auszustellen. Die Um-
satzsteuerschuld für den leistenden 
Unternehmer entsteht mit Ablauf des 
Monats, in dem die Zahlung tatsäch-
lich auf dem Bankkonto einlangt. Die 
Umsatzsteuer daraus ist am 15. des 
zweitfolgenden Monats fällig. 

Nach Fertigstellung und Abnahme der 
Leistung wird eine Schlussrechnung 
ausgestellt. Auf dieser Schlussrech-
nung müssen die bereits bezahlten 
Teilentgelte zuerst abgezogen werden, 
nur der Differenzbetrag darf mit 
Umsatzsteuer verrechnet werden. 
Achtung: Weist die Schlussrechnung 
die Umsatzsteuer für das gesamte Pro-
jekt aus, so schuldet der Unternehmer 
die Umsatzsteuer doppelt!

Hat der Unternehmer die Leistung 
bereits erbracht und stellt er Teilrech-
nungen, entsteht die Steuerschuld in 
jenem Monat, in dem geleistet wurde 
bzw. im darauffolgenden Monat, 
wenn in diesem verrechnet wird. Für 
den Leistungsempfänger steht der 
Vorsteuerabzug nur bei korrekt ausge-
stellter Anzahlungs-/Teilrechnung zu.

Anzahlungs-
rechnungen vs. 
Teilrechnungen

Bei der Berechnung der Absetzung 
für Abnutzung, kurz AfA, muss 
die Bemessungsgrundlage für den 
Gebäudewert ermittelt werden. 
Der Gesamtkaufpreis wird daher 
einerseits auf Grund und Boden, 
kurz G&B, sowie andererseits auf 
Gebäude aufgeteilt. 

Seit dem Jahr 2016 beträgt der Anteil 
für G&B bei Vermietungen laut Gesetz 
grundsätzlich 40 %. Abhängig von 
der Einwohnerzahl und dem durch-
schnittlichen Quadratmeterpreis 
für baureifes Land sind auch 20 % 
oder 30 % möglich. Dieses pauscha-
le Aufteilungsverhältnis wird nicht 
angewendet, wenn die tatsächlichen 
Verhältnisse nachgewiesen werden 
oder diese offenkundig erheblich von 
der Pauschalaufteilung abweichen.

Die neuen Einkommensteuerrichtlini-
en geben bekannt, dass die Anteile von 
G&B und Gebäude auch entsprechend 
dem Verhältnis von Grundwert zum 
Gebäudewert gemäß Grundstücks-
werteverordnung glaubhaft gemacht 
werden können. Voraussetzung für 
diese Anwendungsmöglichkeit ist die 
plausible Glaubhaftmachung auf-
grund von Erfahrungen aus der Praxis. 

Wie genau diese Glaubhaftmachung 
funktioniert, ist offen. Die Finanz gibt 
nur vor, dass bei dieser Berechnungs-
methode ein Anteil des G&B von 
weniger als 20 % nicht plausibel ist. 
Für die Aufteilung ist der Zeitpunkt 
der Anschaffung relevant. Wurde 
schon vor 2016 vermietet, gelten die 
Verhältnisse zum 1.1.2016.

Wie wird bei 
Vermietung der 
Grundanteil er-
mittelt?
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Länger arbeiten oder nicht?
Pensionsaufschub kann attraktiv sein – muss aber nicht: 
Man könnte Pensionsgelder verlieren.

R E N T E

In der letzten impuls-Ausgabe haben 
wir über das alte und neue Pensions-
recht informiert. Lesen Sie in dieser 
Ausgabe, ob es sich überhaupt lohnt 
weiterzuarbeiten.

Weiterarbeiten in der Pension

Neben einer vorzeitigen Alterspension 
darf man zumeist lediglich geringfügige 
Einkünfte beziehen (2018: 438,05 € mtl. 
bzw. 5.256,60 € p.a.). Ein etwaiger Gewer-
beschein ist zumeist zurückzulegen. Wer 
darüber verdient, riskiert den Verlust der 
Pension. Tipp: Klären Sie unbedingt die 
persönliche Situation mit der zuständi-
gen Pensionsversicherung ab.

Neben der normalen Alterspension darf 
man uneingeschränkt weiterarbeiten 
ohne die Pension zu verlieren. Allerdings 
bezahlt man dann auch weiterhin die 
volle Sozialversicherung und Steuern. 
Die Pension steigt dann aufgrund dieser 
speziellen Höherversicherung. Allerdings 
muss man durch das Zusammenrechnen 
des Zuverdienstes mit der Pension mit 
einer Steuernachzahlung rechnen. Tipp: 
Legen Sie sich ein Steuersparbuch zu.

Aufschub der normalen Alterspension

Wer die Pension nicht mit dem Regelpen-
sionsalter antritt, bekommt monatlich 
um 0,35 %, d.s. pro Jahr 4,2 % höchstens 
jedoch um 12,6 % mehr. Weiterarbeiten 
länger als drei Jahre führt daher zu keiner 
Pensionserhöhung mehr.

Als zusätzlichen Anreiz gilt seit 2017, dass 
die Pensionsbeiträge auf die Hälfte redu-
ziert werden. Es lohnt sich zu berechnen 
wie lange es dauert, bis sich ein Pensions-
verzicht von einem Jahr durch Ersparnisse 
bei den Pensionsbeiträgen und durch eine 
höhere Pension amortisiert.

Beispiel:

Frau 60 Jahre, GSVG-versichert, könnte 
mit 1.1.2017 in Pension gehen, verdient 
jedoch gut, durchschnittliche Gesamt-
gutschrift am Pensionskonto.

Schlussfolgerung: (siehe Tabelle)

Die Ermäßigung der GSVG-Pensionsbei-
träge auf 9,25 % verkürzt zwar die Amor-
tisationsdauer, allerdings ist diese mit 
rund neun Jahren noch immer ziemlich 
lange. 

Daher muss jeder für sich überlegen, ob 
ein Pensionsaufschub tatsächlich at-
traktiv für ihn sein kann. Denn wer nach 
dem Erreichen des Regelpensionsalters 

weiterhin arbeiten möchte, kann das ru-
hig tun, und dennoch gleichzeitig seinen 
Pensionsanspruch realisieren.

Tipps zum Pensionsantritt – Teil 2

 Beispiel Euro p.a. Euro p.m.

Gesamtgutschrift am Pensionskonto  
(= Pension pro Jahr bzw. pro Monat)

30.000 2.143

Valorisierung für ein Jahr länger arbeiten, zB 2,4 % 720

Plus 1,78 % für das Jahr 2017 (vom Gehalt 2017 3.500 € x 14) 872

Stand Pensionskonto zum 31.12.2017 31.592

Plus 4,2 % (für länger arbeiten) 1.327

Gesamt 32.919 2.351

Pensionsplus für die Folgejahre (nach Pensionsantritt) 2.919 208

 

Dieser Vorteil ist jedoch mit dem Verzicht auf die Pension für ein Jahr 
verbunden

30.000

Ermäßigung aus der Halbierung der GSVG-Pensionsbeiträge  
(9,25 % von 49.000)

- 4.532

Nachteil durch Pensionsverzicht und Weiterarbeiten 25.468

Amortisationsdauer (25.468 / 2.919) 9 Jahre

Tipp für Selbstständige:

Am Anfang verdienen die meisten 
wenig. Daher kann man spätestens 
gleichzeitig mit dem Pensionsantrag 
einen Antrag auf Erhöhung für die 
Neuzugangsjahre stellen. So kann 
das Jahr, in welchem man erstmals in 
der GSVG pflichtversichert war, plus 
die folgenden zwei Kalenderjahre auf 
die Höchstbeitragsgrundlage ange-
passt werden. Dafür sind die valori-
sierten Beiträge nachzubezahlen. 
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K U R Z M E L D U N G E N

Steuerhäppchen

Frist für 
wirtschaftliche 
Eigentümer 
verlängert
Viele Unternehmen wollten ihre wirt-
schaftlichen Eigentümer fristgerecht 
bis 1. Juni 2018 eintragen und sind 
schlichtweg an der überlasteten Ein-
tragungs-Website gescheitert. Nun 
hat das Finanzministerium die Reißlei-
ne gezogen: Eintragungen bis 15. Au-
gust 2018 gelten als fristgerecht und 
es gibt keine Strafe. Für Fragen gibt es 
zwei Hotlines:

Fachliche Fragen: 
BMF-Hotline: 050 233 775, 
wiereg-registerbehoerde@bmf.gv.at
Technische Fragen: 
USP-Hotline: 050 233 733

Kostenlose GISA-
Auszüge

Seit 1. Mai 2018 kann man das Gewer-
beinformationssystem Austria (GISA) 
kostenlos abrufen. Man kann sowohl 
einen offiziellen GISA-Auszug als auch 
eine offizielle Gewerbelizenz generie-
ren. Der Abruf ist auch auf Englisch 
möglich, allerdings wird die gewerbli-
che Tätigkeit auf Deutsch angedruckt. 
Hier gibt es Verbesserungspotential.
Tipp: Nach dem Suchwort einen * ein-
geben. Dann werden auch Doppelna-
men etc. gefunden.

www.bmdw.gv.at > GISA-Abfrage

EU bewilligt 
Beschäftigungs-
bonus
Obwohl man keine neuen Anträge 
stellen kann, tut sich beim Beschäf-
tigungsbonus derzeit etwas. Wer bis 
Jänner 2018 einen Beschäftigungsbo-
nus beantragt hat, bekommt nun end-
lich – nach Bewilligung der EU – den 
Vertrag zugeschickt. Achtung: Ab nun 
laufen die Fristen für die Abrechnung, 
die aber im Vertrag übersichtlich auf-
gelistet sind. Tipp: Frist eintragen, 
auch wenn die AWS ein Erinnerungs-
mail versprochen hat.

Sachbezug des 
Geschäftsführer-
PKW
Eine Verordnung stellt nun klar: Die 
Sachbezugswerteverordnung gilt auch 
für wesentlich beteiligte Geschäftsfüh-
rer (Anteil > 25 %). Alternativ können 
auch die tatsächlichen Kosten der Pri-
vatnutzung errechnet werden, wenn 
man ein Fahrtenbuch führt. Leider 
gilt das nur für die Einkommensteuer. 
Ob die Verordnung auch für die Lohn-
nebenkosten gilt, wird weiterhin ein 
Streitthema bei Prüfungen sein. Erfreu-
lich: Durch den Verweis auf die Sach-
bezugswerteverordnung ist nun klar, 
dass Kfz mit niedriger CO

2
-Emmission 

nur 1,5 % vom Anschaffungswert als 
Sachbezug mit sich bringen. Bei rei-
nem Elektroantrieb fällt sogar gar kein 
steuerpflichtiger Sachbezug an.

Test:  
Abgabenrechner 
der Finanz
Der neue Abgabenrechner soll Erst-
gründerInnen und Kleinunterneh-
merInnen eine Übersicht über die 
Sozialversicherungsbeiträge und Steu-
erbelastung geben. Wir haben für Sie 
getestet.

Der Vorteil ist die einfache Handha-
bung. Nach wenigen Klicks bekommt 
man einen ersten Überblick – inkl. Pro-
gnose für die Folgejahre. Sehr gelun-
gen ist die Möglichkeit, ein paralleles 
Dienstverhältnis einzugeben.

Der Rechner berücksichtigt aber keine 
individuellen Verhältnisse wie Mehr-
fachversicherung, Kinderfreibetrag, 
Sonderausgaben oder außergewöhn-
liche Belastungen und kann kein per-
sönliches Beratungsgespräch ersetzen.

onlinerechner.haude.at/
BMF-Abgabenrechner

Buchtipp

Obwohl die Menschen immer älter 
werden und die meisten davon bei gu-
ter Gesundheit und sehr aktiv bleiben, 
finden Menschen über 50 auf dem 
Arbeitsmarkt nach wie vor schlechte 
Chancen für eine neue Anstellung vor. 
Auch als Kunden sollten sie mehr Be-
achtung finden – schließlich zählt die 
ältere Generation zur wohlhabendsten 
und einzig wachsenden Kundengrup-
pe. Helmut Munthers versteht es ganz 
wunderbar und sehr sympathisch, 
Vorurteile fundiert zu widerlegen 
und endlich ein positives und zeitge-
mäßes Altersbild aufzuzeigen. Samt 
„Gebrauchsanweisung“ für die Kon-
sum- und Arbeitsprofis der Generation  
50 plus.

Ab 50 ist man alt  
… genug, um zu wissen,  
was man will und kann.
Helmut Munthers,  
Plassen Verlag
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impuls wurde auf umweltfreundlichem Papier gedruckt. Es enthält mindestens 50 % 
FSC-zertifizierten Zellstoff. Die Produktion erfolgte mit Strom aus erneuerbaren 
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> 1. Juli 2018 – Arbeitslosenbeitrag sinkt für Niedrigverdiener

Niedrigverdiener haben bis zu einem Brutto-Monatsentgelt von 1.696 € einen reduzierten Arbeitslosenbeitrag bezahlt. Diese 
Grenze wird nun auf 1.948 € angehoben. Das soll eine Entlastung von rund 300 € pro Jahr bringen. Arbeitgeber zahlen aber 
weiterhin 3 %.

S T E U E R T O O L

Datenschutz-Grundverordnung
Seit 25. Mai gilt die neue DSGVO. Wir haben die wichtigsten Schritte 
im Überblick zusammengestellt.

Wichtiger Steuertermin

DSGVO: Die 12 Schritte

Discjockey darf seine CDs nicht 
absetzen

Ein als Discjockey tätiger Dienst-
nehmer wollte die von ihm ge-
kauften Tonträger (CDs etc.) als 
Werbungskosten beim Finanzamt 
geltend machen. Der DJ argumen-
tierte, dass er ein elektronischer 
Musiker sei, die Tonträger auf Ver-
anstaltungen abspiele und damit 
sein Einkommen erziele. Der Fall 
landete beim Bundesfinanzge-
richt (BFG) und dieses hat jüngst 
wieder entschieden, dass solche 
Kosten dem Abzugsverbot des 
§ 20 Einkommensteuergesetzes 
unterliegen. Begründung: Nach 
herrschender Rechtsauffassung 
betreffen Tonträger die private 
Lebensführung, mögen sie auch 
Inspiration für die Berufstätigkeit 
bringen. Frei übersetzt: Die CDs 
können ja auch privat gehört wer-
den, daher finden sie steuerlich 
keine Berücksichtigung. l

I N S P I R A T I O N

Was Spaß macht …
… darf nicht abgesetzt werden, zumindest 
nicht in puncto Tonträger.

kuriosFiskurios
Wer noch nicht DSGVO-fit ist, findet hier einen 12-Schritte-Plan als roten Faden:

1. Unterstützung aus dem Management 
sichern 
DSGVO ist Chefsache.

2. Datenschutzbeauftragten ernennen 
und Zuständigkeiten klären 
In vielen Fällen aber nicht notwendig.

3. Ersten Überblick verschaffen 
Wie geht man aktuell mit personen-
bezogenen Daten um?

4. Ziele des Datenschutzmanagements 
in Unternehmensrichtlinie definieren 
Will man 100 % Datenschutz-Com-
pliance oder reicht es einem vielmehr 
aus, so rechtskonform zu sein, dass 
sich niemand beschweren wird?

5. Passende IT-Tools für das Daten-
schutz-Management auswählen 
Es gibt spezielle Software um z.B. das 
Verzeichnis der Verarbeitungstätigkei-
ten zu führen. Wird oft auch von der 
eigenen Branchensoftware abgedeckt. 
In vielen Fällen reicht aber die Word-
Vorlage der Interessensvertretungen.

6. Informationen über alle Datenverar-
beitungsprozesse erheben 
Welche Daten werden für wel-
che Zwecke verarbeitet, wie lange 
aufbewahrt, an wen übermittelt, auf 
welcher Rechtsgrundlage verarbeitet? 

7. Verzeichnis der Verarbeitungstätig-
keiten erstellen 
Es gibt bei vielen Interessensvertre-
tungen Vorlagen (z.B. WKO).

8. Rechtmäßigkeit der Verarbeitungstä-
tigkeiten absichern 
Darf ich das, was ich hier tue, denn 
überhaupt? Datenschutzerklärung 
erstellen und Vertrag mit Auftragsver-
arbeitern abschließen. Wenn notwen-
dig, Zustimmung einholen.

9. Datenschutz-Folgenabschätzungen 
durchführen 
Nur bei datenschutzrechtlich hohem 
Risiko notwendig.

10. Datenschutzrelevante Unterneh-
mensrichtlinien erstellen 
Richtlinie zum Umgang mit perso-
nenbezogenen Daten, Informationssi-
cherheit, Reaktion auf Zwischenfälle, 
etc.

11. Konzept für unternehmensinterne 
Informationsmaßnahmen und Schu-
lungen erstellen 
Wen wie oft schulen?

12. Datenschutz im täglichen Betrieb 
aufrechterhalten 
Regelmäßig schulen, interne Audits, 
Richtlinien überprüfen, Verarbeitungs-
verzeichnis aktualisieren.

Tipp:  
Erklärvideo von RA Dr. Lukas Feiler
www.digitalwave.at  
> Suchbegriff: 12 Schritte




